
COVID-19 MASSNAHMEN:
EIN ERSTES ZEUGNIS
FÜR DIE BUNDESREGIERUNG 
Die österreichische Bundesregierung war in den letzten Monaten mit Sicherheit sehr gefor-
dert. Ebenso herausfordernd waren die durch die Bundesregierung veranlassten Einschrän-
kungen für die Unternehmen.

Eines ist klar: Die Unternehmen sind der Motor der Kreislaufwirtschaft in Österreich. Wenn 
der Motor für einige Wochen abgestellt wird, hat das tiefgreifende Auswirkungen auf die 
Wirtschaft und den Konsum.

Nicht bei allen Maßnahmen und Unterstützungsleistungen, die zur Stabilisierung unseres 
Landes beschlossen worden sind, hat die Bundesregierung ein geschicktes Händchen gehabt. 
Umso positiver ist es, dass durch die temporäre Senkung des Umsatzsteuersatzes im gas-
tronomischen und kulturellen Bereich auf 5 % ein deutliches Bekenntnis für die betroffenen 
Unternehmen abgegeben wurde.

Schade ist, dass viele Förderprogramme nur über privatrechtliche Ausgestaltungen aufgesetzt 
worden sind. Es ist den Antragstellern mangels Bescheidergehens dadurch nicht möglich, 
Beschwerde gegen Antragsablehnungen zu erheben.

Unverständlich ist es auch, dass Sozialpartnerorganisationen Kompetenzen und Aufgaben 
übertragen bekommen haben, die durch die Finanzbehörde mit Sicherheit professioneller 
abgewickelt hätten werden können. Damit verliert die Bundesregierung an Glaubwürdigkeit, 
indem sie dem Rechtsstaat nicht die notwendige Bedeutung beimisst.
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untergeordneter Bedeutung sein darf. Die Ferienwohnungsver-
mietung läuft typischerweise unpersönlicher als die Zimmer-
vermietung ab.

Im gegenständlichen Fall war eine persönliche Beziehung 
durch die Einbindung der Gäste in die Landwirtschaft gegeben. 
Die untergeordnete Bedeutung ist gegeben, wenn die Ferien-
wohnungen nicht mehr als zehn Betten umfassen. Bei mehr 
als zehn Betten schließt der VwGH einen Nebenerwerb ebenso 
nicht aus. Es ist aber eine Überprüfung im Einzelfall erforder-
lich, ob die Unterordnung der Nebentätigkeit gegeben ist.

>  Tipp:

Die Vermietung von Ferienwohnungen durch Landwirte kann 
bei gegebener Unterordnung und einem Konnex zur land-
wirtschaftlichen Tätigkeit zu landwirtschaftlichen Neben- 
einkünften führen.

BEGÜNSTIGUNGEN FÜR SPORTLER
IM SPORTVEREIN

Um trotz des COVID-19 bedingten Entfalls von Trainings und Wett-
kämpfen eine steuerfreie Auszahlung von pauschalen Reiseauf-
wandsentschädigungen für Sportler zu ermöglichen, wurde eine 
eigene gesetzliche Regelung geschaffen.

Für steuerlich begünstigte („gemeinnützige“) Vereine bestehen 
aus abgabenrechtlicher Sicht zahlreiche Befreiungs- und Be-
günstigungsbestimmungen. Dies kann im Einzelfall etwa auch 
für die Gewährung von Vorteilen und Bezügen des Vereins an 
seine Funktionäre, Vereinsmitglieder und sonstige Helfer gel-
ten. Eine besondere Befreiungsbestimmung besteht bei „Zu-
wendungen“ eines Sportvereins zur Abgeltung von Reiseauf-
wendungen seiner Sportler und Sportbetreuer.

Keine Steuerpflicht und Sozialversicherungspflicht 
für pauschale Reiseaufwandsentschädigungen

Pauschale Reiseaufwandsentschädigungen, die von begünstig-
ten Sportvereinen an Sportler, Schiedsrichter und Sportbe- 
treuer (z. B. Trainer, Masseure) gewährt werden, sind in Höhe 
von EUR 60,00 pro Einsatztag, höchstens aber EUR 540,00 pro 

VWGH: VERMIETUNG MIT NEBENLEISTUNG 
ALS BÄUERLICHER NEBENERWERB

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat die Abgrenzung zwischen 
Vermietung von Ferienwohnungen und Urlaub am Bauernhof 
klargestellt.

Die Zimmervermietung mit Frühstück ist steuerlich als Urlaub 
am Bauernhof zu behandeln, sofern nicht mehr als zehn Betten 
vermietet werden. Die Vermietung von Ferienwohnungen (nur 
Endreinigung und keine Verabreichung von Frühstück) stellt 
grundsätzlich Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung dar. 
So weit, so klar.

Konzept „Urlaub am Bauernhof“
als landwirtschaftlicher Nebenerwerb

Im zu entscheidenden Fall wurden zwei Ferienwohnungen 
(eine mit vier, eine mit fünf Betten) an Touristen vermietet. 
Ein Frühstück wurde nicht verabreicht. Die Gäste, die die Fe-
rienwohnungen mieteten, konnten den Hof besichtigen, bei 
der Arbeit zusehen und auch mithelfen; sie konnten auch den 
Bauern begleiten, wenn dieser sich auf der Alm um das Vieh 
kümmerte. Auch den Kindern wurde ein Freizeitprogramm (z. B. 
„Heuschlachten“, Traktorfahren, Streicheln, Füttern und Strie-
geln von Tieren) geboten.

Der Landwirt behandelte die Vermietung der Ferienwohnungen 
als land- und forstwirtschaftlichen Nebenerwerb. Seine Land-
wirtschaft war „vollpauschaliert“ und er erzielte hier Verluste. 
Diese Verluste glich der Landwirt mit den positiven Einkünften 
aus dem landwirtschaftlichen Nebenerwerb aus den Ferien-
wohnungen aus.

Hätte er die Ferienwohnungen der Einkunftsart Vermietung 
und Verpachtung zugeordnet, so wäre ein Ausgleich nicht mög-
lich gewesen, da im Rahmen der Vollpauschalierung steuerlich 
keine Verluste entstehen können. Es wären also die positiven 
Einkünfte aus der Vermietung der Ferienwohnungen übrigge-
blieben und zu versteuern gewesen. Das Finanzamt ordnete die 
Ferienwohnungsvermietung den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung zu und es kam zu einer entsprechenden Steu-
ervorschreibung.

Beschwerde an das Bundesfinanzgericht

Der Landwirt brachte eine Beschwerde beim Bundesfinanzge-
richt (BFG) ein. Dieses gab der Beschwerde Folge. Es wertete die 
Ferienwohnungsvermietung im Rahmen des Konzepts „Urlaub 
am Bauernhof“ als landwirtschaftlichen Nebenerwerb. Zwar 
erreichten die Umsätze aus der Vermietung 32 % bis 44 % der 
Gesamteinnahmen, was an sich gegen eine untergeordnete 
Tätigkeit sprechen würde. Die gegenständliche Vermietung 
nehme aber weniger als 10 % der Arbeitszeit in Anspruch und 
erfordere nur einen geringen laufenden finanziellen Einsatz, 
woraus sich die Unterordnung ergebe.

Amtsbeschwerde an den VwGH

Das Finanzamt erhob daraufhin eine Amtsbeschwerde an den 
VwGH und begründete diese mit dem Fehlen des Frühstückes. 
Der VwGH wies darauf hin, dass ein landwirtschaftlicher Ne-
benerwerb einen engen Zusammenhang mit der landwirt-
schaftlichen Haupttätigkeit aufweisen muss und nur von 
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Kalendermonat von der Einkommensteuer (Lohnsteuer) befreit. 
Unter denselben Voraussetzungen unterliegen derartige pau-
schale Reisaufwandsentschädigungen auch nicht der Sozial- 
versicherungspflicht nach dem ASVG, wobei es dafür zusätzlich 
erforderlich ist, dass es sich bei der sportlichen Tätigkeit ledig-
lich um einen Nebenberuf handelt.

Um nachzuweisen, dass lediglich für Einsatztage pauschale 
Reiseaufwandsentschädigungen ausbezahlt wurden, müssen 
die Einsatztage vom Verein einzeln aufgezeichnet werden. Als 
Einsatztag gilt nur ein Tag, an dem ein Training oder Wettkampf 
stattfindet. Weiters muss mittels (gesonderter) Abrechnung 
(mit dem Sportler, Schiedsrichter oder Sportbetreuer) doku-
mentiert werden, dass pauschale Aufwandsentschädigungen 
ausbezahlt wurden.

Abgrenzung zu Gehaltszahlungen

Werden unabhängig von den Einsatztagen (monatliche) Ent-
gelte in gleicher Höhe ausbezahlt, dann ist dies ein Indiz, dass 
keine pauschalen Aufwandsentschädigungen, sondern ein 
vereinbartes Fixum vorliegen. Ein monatliches (fixes) Gehalt 
ist somit nach den allgemeinen steuerlichen Bestimmungen 
gegebenenfalls zu versteuern und der Sozialversicherung zu 
unterwerfen.

COVID-19-Regelung

Trotz des Entfalls von gemeinsamen Trainings und Wettkämp-
fen (und damit von Einsatztagen) können begünstigte pauscha-
le Reiseaufwandsentschädigungen ausbezahlt werden, wenn 
aufgrund der COVID-19 Krise Sportstätten gesperrt wurden 
und damit keine Einsatztage stattfinden konnten. Allerdings 
müssen alle Voraussetzungen (Ausübung in nebenberuflicher 
Tätigkeit, Einhaltung der Tageshöchstgrenze von EUR 60,00 
bzw. Monatsgrenze von EUR 540,00) für den begünstigten Be-
zug erfüllt sein. Diese Ausnahmeregelung gilt für Zeiträume im 
Jahr 2020, in welchen die Sportstätten gesperrt waren.

>  Tipp:

Wir unterstützen Sie gerne bei der Beurteilung, ob begüns- 
tigte pauschale Reiseaufwandsentschädigungen zur Auszah-
lung gebracht werden können.

VERLUSTE AUS PRIVATEN
GRUNDSTÜCKSVERÄUSSERUNGEN

Der Verwaltungsgerichtshof entschied, dass auch Verluste aus ei-
ner Grundstücksveräußerung, die sich aufgrund einer teilweisen 
Rücküberweisung des Veräußerungserlöses wegen Mängel im Ver-
kaufsobjekt ergeben, unter Umständen im Folgejahr berücksich-
tigt werden können.

Seit dem 1.4.2012 unterliegen sämtliche Gewinne aus der Ver-
äußerung von Grundstücken der Einkommensteuerpflicht. Die 
Verluste aus der Veräußerung von Grundstücken sind nur ein-
geschränkt verwertbar.

Einkünfte (Gewinne) aus der Veräußerung von Grundstücken 
unterliegen einem besonderen Steuersatz von 30 Prozent. Es 
besteht auf Antrag jedoch die Möglichkeit, den Gewinn mit 
den anderen Einkünften zum Tarifsteuersatz besteuern zu las-
sen (Regelbesteuerungsoption). Dies ist vorteilhaft, soweit der 
durchschnittliche Steuersatz des Veräußerers niedriger als 30 
Prozent ist. 

Vom Veräußerungsgewinn abzuziehende
Anschaffungskosten

Der Veräußerungsgewinn ist die Differenz zwischen Veräuße-
rungserlös und Anschaffungskosten. Betreffend die Anschaf-
fungskosten ist zu unterscheiden:

•  bei sogenannten „Neu-Grundstücken“ werden die tatsäch-
lichen Anschaffungskosten zum Ansatz gebracht

•  bei „Alt-Grundstücken“ werden entweder 86 % des Veräuße-
rungserlöses oder 40 % des Veräußerungserlöses als An-
schaffungskosten angesetzt (pauschale Einkünfteermittlung).

Ein Verlust aus einer Grundstücksveräußerung kann nur im 
Wege einer Regeleinkünfteermittlung (Veräusserungserlös ab-
züglich tatsächliche Anschaffungskosten) festgestellt werden.

Führen private Grundstücksveräußerungen zu einem Verlust, 
so kann dieser mit positiven Einkünften aus anderen privaten 
Grundstücksveräußerungen im selben Jahr ausgeglichen wer-
den.

Ein verbleibender Verlust ist auf 60 % zu kürzen und mit Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung entweder im selben 
Jahr oder verteilt auf 15 Jahre ausgleichsfähig.

Die Verlustausgleichsbeschränkungen gelten auch bei der Aus-
übung der Regelbesteuerungsoption.

Entscheidung des VwGH

In einem aktuellen Erkenntnis führte der Verwaltungsgerichts-
hof (VwGH) aus, dass im Folgejahr auch Verluste aus einer 
Grundstücksveräußerung, die sich aufgrund einer teilweisen 
Rücküberweisung des Veräußerungserlöses wegen Mängel im 
Verkaufsobjekt ergeben, berücksichtigt werden können, soweit 
ursprünglich ein Veräußerungsgewinn erzielt und dieser auch 
tatsächlich besteuert wurde. 

>  Tipp:

Wir unterstützen Sie gerne bei der Verwertung von Verlusten 
aus privaten Grundstücksveräußerungen.
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WIEDERAUFNAHME DES VERFAHRENS
DURCH DIE FINANZVERWALTUNG

Das Bundesfinanzgericht (BFG) hat aktuell entschieden, dass ein 
Wiederaufnahmebescheid aufzuheben ist, wenn der Prüfbericht 
keine konkreten Ausführungen zum Neuhervorgekommenen ent-
hält.

Die Rechtskraft eines Bescheides gewährt dem Steuerpflichti-
gen Rechtssicherheit und Rechtsbeständigkeit. Ein rechtskräf-
tiger Bescheid kann grundsätzlich nicht mehr geändert werden.

Dennoch ermöglichen es die Regelungen der Bundesabgaben-
ordnung, unter bestimmten Voraussetzungen sowohl zuguns-
ten als auch zulasten eines Steuerpflichtigen die Rechtskraft 
durch die Wiederaufnahme des Verfahrens aufzuheben.

Ein rechtskräftiger Abgabenbescheid liegt dann vor, wenn die 
Beschwerdefrist von einem Monat ab Zustellung ungenützt 
verstrichen ist. Mittels Wiederaufnahme kann das bereits ab-
geschlossene Verfahren jedoch durch Antrag von Seiten des 
Steuerpflichtigen oder durch die Finanzverwaltung bis zum 
Ablauf der Verjährungsfrist (maximal 10 Jahre) wiedereröffnet 
werden. 

Für eine Wiederaufnahme müssen folgende Gründe vorliegen:

•  der Bescheid ist durch eine gerichtlich strafbare Tat herbei-
geführt oder sonst wie erschlichen worden, oder 

•  Tatsachen oder Beweismittel sind im abgeschlossenen
Verfahren neu hervorgekommen, oder 

•  der Bescheid ist von Vorfragen abhängig, über die nach-
träglich von der Verwaltungsbehörde bzw. dem Gericht in
wesentlichen Punkten anders entschieden worden ist.

Zusätzliche Voraussetzung ist, dass die Kenntnis dieser Um-
stände allein oder in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis 
des Verfahrens einen im Spruch anders lautenden Bescheid 
herbeigeführt hätte.

Der Wiederaufnahmebescheid hat eine Begründung zu enthal-
ten.

Amtswegige Wiederaufnahme

Im Falle einer amtswegigen Wiederaufnahme ist zu berücksich-
tigen, dass es nicht Sache des Abgabepflichtigen ist, das Nicht-
vorliegen eines Wiederaufnahmegrundes nachzuweisen, son-
dern Aufgabe der Abgabenbehörde ist es, die von ihr verfügte 
Wiederaufnahme durch unmissverständliche Hinweise darauf 
zu begründen. Es ist offenzulegen, welche Tatsachen oder Be-
weismittel auf welche Weise neu hervorgekommen sind.

In der Regel erfolgt eine Wiederaufnahme durch die Finanzver-
waltung im Rahmen einer Betriebsprüfung aufgrund von neu 
hervorgekommenen Tatsachen. Verweist die Finanzverwaltung 
in der Begründung auf den Betriebsprüfungsbericht, kann dies 
ausreichend sein. 

Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes (BFG)

Dazu hat das BFG in einer aktuellen Entscheidung ausgeführt, 
dass der Wiederaufnahmebescheid aufzuheben ist, wenn der 
Prüfbericht keine konkreten Ausführungen zum Neuhervorge-
kommenen enthält. Diesbezüglich ist noch eine Amtsrevision 
beim Verwaltungsgerichtshof (VwGH) anhängig. 

>  Tipp:

Beachten Sie, ob die Finanzverwaltung im Falle der Wieder-
aufnahme eines Verfahrens eine ordnungsgemäße Begrün-
dung im Bescheid anführt.
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www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.
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